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Antwort
der Bundesregierung

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Peter Rzepka, Dr. Michael Meister,
Heinz Seiffert, weiterer Abgeordneter und der Fraktion der CDU/CSU
– Drucksache 15/4964 –

Unvereinbarkeit von Normen im Bereich der direkten Steuern
mit dem europäischen Recht

Vo r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r
Die zunehmende Vertiefung des Europäischen Binnenmarktes macht deutlich,
dass sich die Ausgestaltung der direkten Steuern noch stark an rein nationalen
Sachverhalten orientiert und grenzüberschreitende Sachverhalte oftmals anders
behandelt werden. Dies steht nicht selten im Widerspruch zu den im EG-Ver-
trag normierten Grundfreiheiten. In den letzten Jahren hat der Europäische
Gerichtshof (EuGH) immer häufiger Urteile zur Unvereinbarkeit von Normen
im Bereich der direkten Steuern mit den Grundfreiheiten mit sich daraus er-
gebenden weitreichenden Folgen für die nationalen Steuersysteme und die
öffentlichen Haushalte gefällt.

1. Wie viele Vertragsverletzungsverfahren und Vorabentscheidungsersuchen
im Bereich der direkten Steuern sind in den letzten fünf Jahren beim EuGH
anhängig gewesen und in wie vielen Fällen hat sich die Bundesregierung an
dem Verfahren beteiligt?

Seit 2000 sind 40 Vertragsverletzungsverfahren und Vorabentscheidungen im
Bereich der direkten Steuern anhängig gewesen und sind mittlerweile abge-
schlossen. Die Bundesregierung hat sich an acht Verfahren beteiligt.

2. Wie viele Vertragsverletzungsverfahren und Vorabentscheidungsersuchen
im Bereich der direkten Steuern sind beim EuGH gegenwärtig anhängig?

Ausweislich des Dokumentes: „Court Cases in the Field of, or of particular
Interest for, Direct Taxation“ in der Fassung vom 21. Dezember 2004
(http://europa.eu.int/comm/taxation_customs/resources/documents/court_cases_
direct_taxation_en.pdf) sind 23 Verfahren gegenwärtig anhängig (s. Anlage 1).
Dazu kommen noch die Verfahren Lasertec (C-492/04), Test Claimants in thin
cap group litigation (C-524/04) und Kerckhaert/Morres (C-513/04).
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3. Was ist jeweils der Streitgegenstand der unter Frage 2 aufgezählten Ver-
fahren?

Der Streitgegenstand ergibt sich aus der Anlage 1 (s. aber auch Anlage 2). In dem
Verfahren Lasertec (C-492/04) und Test Claimants (C-524/04) geht es um Unter-
kapitalisierungsvorschriften und im Verfahren Kerckhaert/Morres (C-513/04) um
Nichtanrechnung ausländischer Kapitalertragsteuer.

4. In wie vielen und welchen Verfahren der unter Frage 2 aufgezählten Ver-
fahren hat die Bundesregierung eine schriftliche Stellungnahme abgegeben?

Die Bundesregierung hat in 18 Verfahren eine Stellungnahme abgegeben
(s. Anlage 1, unterstrichene Aktenzeichen). Dazu kommen noch die Verfahren
Lasertec (C-492/04), Test Claimants in thin cap group litigation (C-524/04) und
Kerckhaert/Morres (C-513/04), in denen die Bundesregierung Stellungnahmen
vorbereitet.

5. An welchen der unter Frage 2 aufgezählten Verfahren hat sich die Bundes-
regierung nicht beteiligt, und warum nicht?

Die Bundesregierung hat sich an fünf Verfahren (s. Anlage 1, nicht unterstri-
chene Aktenzeichen) nicht beteiligt, da deutsche Vorschriften nicht betroffen
sind.

6. Wie viele Mahnverfahren und Vertragsverletzungsverfahren im Bereich der
direkten Steuern sind gegen die Bundesrepublik Deutschland anhängig, und
um welchen Streitgegenstand geht es jeweils?

Anhängig sind zurzeit acht Vertragsverletzungsverfahren im vorprozessualen
Stadium. Dabei handelt es sich um vier Mahnverfahren und um vier Verfahren
der begründeten Stellungnahme. Eines der Mahnverfahren (24/2004, betr. ver-
zögerte Umsetzung der RL 2003/93/EG zur Amtshilfe Steuern) ist mit der Nach-
holung der Umsetzung zum 7. Dezember 2004 inhaltlich erledigt, formal aber
noch nicht eingestellt. In den drei anderen Mahnverfahren geht es zu 4852/1999
um die Umsetzung des Gerritse-Urteils C-324/01 (betr. pauschaler Steuerabzug
für nichtansässige Künstler), um die Besteuerung ausländischer Familienstiftun-
gen durch § 15 AStG (4610/2003) und um die Vorschriften über die Altersvor-
sorgezulage (Rückzahlungsverpflichtung bei Beendigung der unbeschränkten
Steuerpflicht, 2003/2067). Mit einer begründeten Stellungnahme hat die Kom-
mission die Wegzugsbesteuerung nach § 6 AStG beanstandet (4371/1999), dazu
erging zwischenzeitlich das EuGH-Urteil C-9/02, Lasteyrie. In den anderen drei
Verfahren der begründeten Stellungnahme geht es um die Abzugsfähigkeit von
Schulgeldzahlungen für Schulen im Ausland (2000/5229), um die Beschränkung
der Eigenheimförderung (§ 2 EigZulG) auf im Inland gelegene Objekte (1999/
4943) und um die Besteuerung ausländischer Investmentfonds nach den §§ 17
bis 19 AuslInvestmG (2000/5059).

7. Wie viele Vorabentscheidungsersuchen, die eine deutsche Norm im Bereich
der direkten Steuern zum Streitgegenstand haben, sind gegenwärtig beim
EuGH anhängig und um welche Norm, und um welchen Streitgegenstand
geht es jeweils?

Zehn Vorabentscheidungsersuchen, die eine deutsche Norm im Bereich der
direkten Steuern zum Streitgegenstand haben, sind gegenwärtig beim EuGH
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anhängig. Bezüglich der Norm und des Streitgegenstandes wird auf die An-
lagen 1 und 2 verwiesen. Im Übrigen ist noch das Verfahren Lasertec zu erwäh-
nen, das die Vorschrift des § 8a KStG zum Gegenstand hat.

8. Nach welchen Kriterien entscheidet die Bundesregierung, ob sie in einem
Verfahren mit Bezug zu den direkten Steuern eine schriftliche Stellung-
nahme abgibt?

Das Bundesministerium der Finanzen (Europaabteilung) erhält vom EuGH
sämtliche Vorlagebeschlüsse aller Gerichte der Gemeinschaft, sichtet und erfasst
sie und leitet sie dann zur fachlichen Prüfung der Gebotenheit einer Stellung-
nahme an die jeweils fachlich federführende Stelle (andere Bundesministerien
bzw. betroffene Abteilung im Bundesministerium der Finanzen) weiter. Verfah-
ren mit Bezug zu den direkten Steuern werden der Steuerabteilung des Bundes-
finanzministeriums zugeleitet, die prüft, welche Auswirkungen ein Verfahren
auf das deutsche Steuerrecht und das deutsche Steueraufkommen haben könnte.

9. Wie koordiniert die Bundesregierung ihre Stellungnahmen zum EuGH
intern?

Falls ein Bundesressort oder eine BMF-Abteilung eine Stellungnahme für fach-
lich geboten hält, übermittelt sie einen entsprechenden Entwurf an das für die
EuGH-Prozessführung zentral zuständige BMF-Referat. Dort werden die fach-
lichen Vorschläge auf ihre gemeinschaftsrechtliche Tragfähigkeit bzw. auf ihre
Vereinbarkeit mit der Haltung der Bundesregierung in anderen Rechtssachen
hin geprüft und mit den übrigen Kern-Europarechts-Ressorts (Bundesministe-
rium der Justiz, Auswärtiges Amt, Bundeskanzleramt sowie Europaausschuss
des Bundesrates) abgestimmt. Soweit dabei Konsens erzielt werden kann,
beteiligt sich das BMF an dem betreffenden Vorabentscheidungsverfahren vor
dem EuGH und reicht dazu einen Schriftsatz mit den entsprechenden Stellung-
nahmen beim EuGH ein.

10. Wie viele Bedienstete sind für die Bearbeitung der Verfahren zum EuGH
zuständig?

Das für die Prozessführung vor den Europäischen Gerichten zuständige Referat
im Bundesministerium der Finanzen ist (neben dem Referatsleiter) mit zwei
Referenten, einer Beamtin des gehobenen Dienstes und einer Angestellten des
mittleren Dienstes ausgestattet. In begründeten Einzelfällen kann sich das BMF
auch durch externe Rechtsanwälte unterstützen lassen. Die fachliche Vorberei-
tung der jeweiligen Schriftsätze bzw. Plädoyers erfolgt durch das jeweils
betroffene Fachressort, in Steuersachen durch die Steuerabteilung des Bundes-
finanzministeriums.

11. Wie koordiniert die Bundesregierung ihre Stellungnahmen mit denen
anderer europäischer Mitgliedstaaten?

Die Abstimmung, ob und ggf. mit welcher Zielrichtung sich die Bundesregie-
rung an einem Vorabentscheidungsverfahren vor dem EuGH beteiligen soll,
sowie etwaige Absprachen mit anderen Mitgliedstaaten im Vorfeld, sind Sache
des jeweiligen Fachressorts (s. Antwort zu Frage 8). Die Steuerabteilung arbei-
tet mit ausgewählten Mitgliedstaaten zur Abstimmung ihrer Rechtsauffassung
in Bezug auf EuGH-Entscheidungen und beim EuGH schwebende Verfahren
zusammen. Im Falle einer Verfahrensbeteiligung erhält die Bundesregierung
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über den EuGH die Schriftsätze, die von den übrigen Verfahrensbeteiligten
(einschließlich anderer Mitgliedstaaten) eingereicht wurden. Im Vorfeld einer
mündlichen Verhandlung ist es dann üblich, dass die jeweiligen Prozessbevoll-
mächtigten ihre Plädoyers so aufeinander abstimmen, dass Schwerpunkte ge-
setzt und unnötige Wiederholungen in der Verhandlung vermieden werden.

12. Hat die Bundesregierung in dem Verfahren C-446/03 (Marks & Spencer)
eine schriftliche Stellungnahme abgegeben, und wenn nein, warum nicht?

Die Bundesregierung hat in dem Verfahren C-446/03 (Marks & Spencer) eine
schriftliche Stellungnahme abgegeben.

13. Wird die Bundesregierung im Vorgriff auf die Rechtsprechung des EuGH
in dem Verfahren C-446/03 Konsequenzen ziehen, und wenn ja, welche
und wann?

In der Rechtssache C-446/03 (Marks & Spencer) hat der EuGH zu entscheiden,
ob Großbritannien verpflichtet werden kann, im Rahmen des so genannten
group relief (britische Gruppenbesteuerung) die Verluste einer ausländischen
Tochtergesellschaft bei der inländischen Muttergesellschaft anzuerkennen. Die
Bundesregierung betrachtet den Ausgang des Verfahrens als offen.
Die Regelungen der deutschen körperschaftsteuerlichen Organschaft unter-
scheiden sich grundlegend von denen des group relief. Auf Grund der Unter-
schiede wird eine EuGH-Rechtsprechung in der Rechtssache C-446/03 nicht
ohne weiteres auf die deutsche Organschaft zu übertragen sein. Die Bundes-
regierung wird eventuelle Folgerungen anhand der Urteilsbegründung prüfen.
Die Bundesregierung ist der Auffassung, dass die Verrechnung von Gewinnen
und Verlusten über die Grenze hinweg zunächst eine weitere Harmonisierung
der Unternehmensbesteuerung in der EU voraussetzt. Sie setzt sich daher nach-
drücklich für die Einführung einer gemeinsamen Bemessungsgrundlage für die
Unternehmensbesteuerung in der EU ein und betreibt dieses Vorhaben aktiv mit
der Zielsetzung einer investitions- und beschäftigungsfreundlichen Weiterent-
wicklung der Besteuerung bei Wahrung fiskalischer Belange.

14. Will die Bundesregierung Konsequenzen aus dem Verfahren C-9/02
(Lasteyrie du Saillant) ziehen, und wenn ja, welche und wann?

Die Bundesregierung wird in Abstimmung mit den obersten Finanzbehörden der
Länder einen Gesetzentwurf zur EG-rechtskonformen Änderung des § 6 AStG
einbringen. Bei Wegzug eines Staatsangehörigen eines Mitgliedstaats der EU
oder des EWR in einen anderen Mitgliedstaat soll künftig die Steuer auf den
Vermögenszuwachs nicht im Veranlagungszeitraum des Wegzugs, sondern erst
im Zeitpunkt der Realisierung eines Veräußerungsgewinns oder eines ver-
gleichbaren Tatbestands erhoben werden.
Die Kommission führt das Vertragsverletzungsverfahren bis zur Verabschie-
dung des entsprechenden Gesetzes nicht fort, da die von der Bundesregierung
vorgeschlagene Methode den EG-Rechtsverstoß beseitigt.
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15. Wie viele Mitgliedstaaten der Europäischen Union haben in dem Verfah-
ren C-319/02 (Manninen) eine Stellungnahme abgegeben?

Neben der Klägerin des Ausgangsverfahrens und der Kommission haben in
dem Verfahren C-319/02 drei Regierungen eine Stellungnahme abgegeben
(Frankreich, Finnland, Großbritannien).

16. Hat die Bundesregierung in dem Verfahren C-319/02 eine schriftliche
Stellungnahme abgegeben, und wenn nein, warum nicht?

Die Bundesregierung hat in dem Verfahren C-319/02 keine schriftliche Stel-
lungnahme abgegeben. Bei diesem Verfahren war Deutschland nicht unmittel-
bar betroffen; vielmehr hatte das Verfahren die finnische Regelung über
Körperschaftsteuergutschriften in Schweden zum Gegenstand. Zum deutschen
Anrechnungsverfahren ist beim EuGH die Rechtssache C-292/04 anhängig.
Hierzu hat die Bundesregierung eine Stellungnahme abgegeben. Ziel ist es u. a.,
eine eventuelle Rückwirkung der Entscheidung des EuGH zu vermeiden.
Die Bundesregierung hat im Übrigen in Deutschland das Vollanrechnungsver-
fahren im Jahr 2000 abgeschafft und durch das Halbeinkünfteverfahren ersetzt.
Mit der Steuerreform ist das Anrechnungsverfahren durch eine europarechtlich
zweifelsfreie Regelung ersetzt worden.

17. Hält die Bundesregierung die im EU-Richtlinien-Umsetzungsgesetz aus
dem Verfahren C-319/02 gezogenen Konsequenzen für ausreichend oder
sind andere Korrekturmöglichkeiten bei bestandskräftigen Bescheiden
denkbar, z. B. §§ 130, 131 Abgabenordnung?

Diese Frage bezieht sich vermutlich auf die Änderung des § 175 Abs. 2 der
Abgabenordnung (AO).
Nach bisheriger Rechtslage war die nachträgliche Vorlage einer Bescheinigung
oder Bestätigung, die Bestandteil eines materiellen Besteuerungstatbestandes
ist, als rückwirkendes Ereignis sachlich und zeitlich unbeschränkt – also auch
außerhalb der regulären Festsetzungsfrist – zu berücksichtigen. Im Rahmen des
EU-Richtlinien-Umsetzungsgesetzes ist diese Regelung geändert worden, weil
eine derart unbeschränkte Änderungsmöglichkeit für unverhältnismäßig gehal-
ten wurde. Die Regelung betrifft unter anderem auch die Bescheinigung im
Rahmen des zwischenzeitlich abgeschafften körperschaftsteuerlichen Anrech-
nungsverfahrens.
Bestandskräftige Steuerbescheide können nicht nach §§ 130, 131 AO geändert
werden (§ 172 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Buchstabe d AO). Diese Vorschriften ermög-
lichen allerdings grundsätzlich eine Änderung der so genannten Anrechnungs-
verfügung. Eine Anrechnung von Körperschaftsteuer auf die Einkommen- oder
Körperschaftsteuer nach dem damaligen Anrechnungsverfahren würde aller-
dings voraussetzen, dass diese Körperschaftsteuer zugleich bei der Steuerfestset-
zung als Einnahme berücksichtigt wird. Soweit durch die Änderung des § 175
Abs. 2 AO die nachträgliche Berücksichtigung der Körperschaftsteuer in der
Steuerfestsetzung ausgeschlossen wurde, muss aber auch eine Änderung der
Anrechnungsverfügung nach §§ 130, 131 AO unterbleiben.
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18. Hat die Bundesregierung untersucht, welche Normen des deutschen Steu-
errechts potentiell mit dem EG-Recht unvereinbar sind, und wenn nein,
warum nicht?

Die Bundesregierung analysiert fortlaufend die Rechtsprechung des EuGH auf
dem Gebiet der direkten Steuern vor dem Hintergrund der Auswirkung auf na-
tionale steuerliche Regelungen.

19. Im Falle der Verneinung der vorhergehenden Frage, beabsichtigt die
Bundesregierung eine solche Untersuchung vorzunehmen, und wenn nein,
warum nicht?

Siehe Antwort auf Frage 18.

20. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, dass die in der Fachzeit-
schrift „Der Betrieb“, Beilage 6 zu Heft 43 vom 23. Oktober 2004
(Checkliste potentiell EG-rechtswidriger Normen des deutschen direkten
Steuerrechts – Update 2004) aufgezählten Normen unter EG-rechtlichen
Aspekten zweifelhaft sind, und wenn nein, warum nicht?

Die Bundesregierung hat gemeinsam mit den Ländern die Konsequenzen aus
den Entscheidungen des EuGH auf dem Gebiet der direkten Steuern beraten.
Ausgangspunkt dieser Beratungen war eine Analyse der Rechtsprechung des
EuGH (s. Antwort auf Frage 18). Aus der Vielzahl der in der Literatur unter
europarechtlichen Gesichtspunkten kritisierten Normen wurden die Regelungs-
bereiche ausgewählt, die durch den EuGH – in Vertragsverletzungsverfahren
oder Vorabentscheidungsverfahren – bereits entschieden wurden oder dort noch
anhängig sind und deren Gegenstand unmittelbar deutsche Regelungen oder
parallele Regelungen anderer Mitgliedstaaten sind. Dabei hat man sich auf Nor-
men konzentriert, deren Aufhebung oder Änderung als Folge einer Entschei-
dung des EuGH zu einem spürbaren Aufkommensverlust führen würde.

21. Hat die Bundesregierung einen Überblick über die finanziellen Auswir-
kungen für die öffentlichen Haushalte

a) der bereits ergangenen und

b) der in nächster Zeit zu erwartenden

Entscheidungen des EuGH für den Fall, dass aufgrund von Entscheidun-
gen des EuGH das deutsche Steuerrecht bzw. dessen Anwendung geän-
dert werden müssen?

Eine genaue Bezifferung der finanziellen Risiken für das deutsche Steuerauf-
kommen durch die Rechtsprechung des EuGH ist nicht möglich. Es ist noch
nicht abschließend geklärt, in welchem Umfang die Urteile, die weitgehend zu
Rechtsvorschriften anderer Staaten ergangen sind bzw. ergehen können, die
deutsche Gesetzgebung betreffen werden. Zudem können die Maßnahmen zur
Sicherung des deutschen Steueraufkommens, die von der Ausprägung der Ur-
teile abhängig sind, noch nicht vorhergesehen werden.
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22. Welchen Handlungsbedarf sieht die Bundesregierung mit Blick auf die
weitere Rechtsprechung des EuGH und wie will sie diesem gerecht wer-
den?

Siehe Antwort auf Frage 23.

23. Hat die Bundesregierung ein Gesamtkonzept zur Bewältigung der zu
erwartenden Rechtsprechung des EuGH oder beabsichtigt sie von Fall zu
Fall zu entscheiden?

Deutschland wird eine aktive Rolle bei der Gestaltung der gemeinschaftlichen
Steuerpolitik anstreben, um einen geordneten Angleichungsprozess zu ermög-
lichen und, soweit dies im Rahmen der europäischen Integration möglich ist,
die Gefährdung der nationalen Steuereinnahmen zu begrenzen.
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Anlage 2
Kleine Anfrage 15/4694



Drucksache 15/5078 – 12 – Deutscher Bundestag – 15. Wahlperiode



Deutscher Bundestag – 15. Wahlperiode – 13 – Drucksache 15/5078



Drucksache 15/5078 – 14 – Deutscher Bundestag – 15. Wahlperiode



Deutscher Bundestag – 15. Wahlperiode – 15 – Drucksache 15/5078



Drucksache 15/5078 – 16 – Deutscher Bundestag – 15. Wahlperiode

Gesamtherstellung: H. Heenemann GmbH & Co., Buch- und Offsetdruckerei, Bessemerstraße 83–91, 12103 Berlin
Vertrieb: Bundesanzeiger Verlagsgesellschaft mbH, Amsterdamer Str. 192, 50735 Köln, Telefon (02 21) 97 66 83 40, Telefax (02 21) 97 66 83 44

ISSN 0722-8333


